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ZEITGESPRACH

Das Memorandum zur Nord-Süd-Politik
Eine Gruppe von sozialdemokratischen Bundestagsabgeordneten legte der Öffentlichkeit kürzlich ein 
„Memorandum zur Nord-Süd-Politik“ vor. Sein Ziel ist es, Grundpositionen für die Strategie des näch­
sten Entwicklungsjahrzehnts zu entwerfen. Das Memorandum erläutert Dr. Holtz, Mitglied der Gruppe, 
für die CDU nehmen Dr. Hüsch und aus wissenschaftlicher Sicht Dr. Kebschull Stellung.

Uwe Holtz

Signal für eine südpolitische Offensive

Das 50 Punkte umfassende 
Memorandum zur Nord-Süd- 

Politik einer zehnköpfigen Par­
lamentariergruppe der S P D ') 
w ill ein Signal für eine südpoli­
tische Offensive in der Bundes­
republik geben. Die SPD hat 
eine breite Diskussion über die 
Nord-Süd-Frage eröffnet: Neben 
dem Memorandum sind die 
August-Ausgabe des M itglieder- 
Magazlns und das entwick­
lungspolitische „Forum “ vom 
1.12. September dieses Jahres 
zu nennen. Es gilt, den po liti­
schen und öffentlichen Willen 
zur stärkeren Solidarität mit der 
Dritten Welt zu wecken, so daß 
die Lücke zwischen Zieldeklara­
tion und der realen Politik ge­
schlossen werden kann. Das 
Nord-Süd-Memorandum versteht 
sich als Grundlage für die auf 
dem Hamburger Parteitag Im 
November zu verabschiedenden 
neuen entwicklungspolitischen 
Leitlinien der SPD und als An-

')  Rudolf Bindig, Lenelotte von Bothmer, 
Helmut Esters, Brigitte Erler, Katharina 
Focke, Karl Hofmann, Uwe Holtz, Erwin 
Lange, Günter Schluckebler und Jürgen 
Schmude.

regung für die fortzuschreibende 
entwicklungspolitische Konzep­
tion der Bundesregierung.

Grundlagen

Die sozialdemokratische Süd­
politik muß neben der West- 
und der Ostpolitik als dritte 
Säule der Friedenssicherung zu 
einer gerechteren Verteilung von 
Wohlstand, Wissen und Macht 
im Nord-Süd-Verhältnis beitra­
gen. Die Verfasser des Memo­
randums fordern deshalb zum 
einen mehr Solidarität mit der 
Dritten Welt. Die Südpolitik wird 
zunehmend als die eigentliche 
soziale Frage des 20. Jahrhun­
derts verstanden; auch die 
Wahlplattform der Europäischen 
Sozialisten weist Europa eine 
entscheidende Rolle als Solida­
ritätsfaktor Im Nord-Süd-Kon- 
flik t zu. Die Solidarität soll vor 
allem den benachteiligten Men­
schen in den Entwicklungslän­
dern zugute kommen, damit sie 
ihre Grundbedürfnisse befriedi­
gen und sich von Abhängigkeit 
und Not befreien können. Zum

anderen wird der Aufbau einer 
leistungsfähigen und gerechten 
internationalen Wirtschafts- und 
Sozialordnung gefordert und da­
mit jener Oppositionsauffassung 
eine Absage erteilt, die da 
meint, eine höhere Entwick­
lungshilfe könne die Neuord­
nung der Weltwirtschaft über­
flüssig machen.

Es wird anerkannt, daß die 
Dritte Welt die Hauptlast im 
Kampf gegen Armut, Abhängig­
keit und Unterentwicklung zu 
tragen hat. In vielen Ländern 
werden tiefgreifende Verände­
rungen als notwendig erachtet, 
um die elementarsten Men­
schenrechte durchzusetzen. Eine 
stärkere Zusammenarbeit der 
Entwicklungsländer untereinan­
der wird als Weg zu einer eigen­
ständigen Entwicklung und zur 
Befreiung von wirtschaftlicher 
und kultureller Abhängigkeit an­
gesehen.

Angelpunkt der künftigen Ent­
w icklungspolitik muß die Befrie­
digung der Grundbedürfnisse 
für die Menschen in den Ent-
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wicklungsländern sein. Deshalb 
ist es nötig, auch in der Praxis 
zu einer stärker sozialorientier­
ten Entwicklungspolitik zu kom­
men. Das Grundbedürfnisse- 
Konzept ste llt einmal auf den 
privaten Verbrauch ab (Ernäh­
rung, Bekleidung, Wohnung), 
dann auf die wesentlichen öf­
fentlichen Dienstleistungen (ein­
wandfreies Trinkwasser, sani­
täre Einrichtungen, öffentliche 
Verkehrsmittel, Gesundheits­
pflege und Bildung) und letztlich 
auf die Mitentscheidungsmög­
lichkeiten der Betroffenen. Ein 
solches Konzept erfordert Vor­
rang fü r die ärmsten Länder, 
Regionen und Bevölkerungs­
schichten.

Die sozialdemokratische Ent­
w icklungspolitik sollte vor allem 
jenen Ländern und Kräften zu­
gute kommen, von denen Er­
folge im Kampf für bessere Le­
bensbedingungen fü r die Mehr­
heit der Bevölkerung zu erwar­
ten sind. Andererseits sollte die 
Zusammenarbeit dort abgelehnt 
werden, wo diese Ziele nicht 
verfolgt werden.

Nach dem Memorandum sol­
len die Zuschüsse am Gesamt­
volumen der Entwicklungszu­
sammenarbeit erhöht, die pro­
jektungebundene finanzielle Zu­
sammenarbeit verstärkt, die Er­
fo lgskontrolle über rein w irt­
schaftliche Aspekte hinaus er­
weitert und die entwicklungspo­
litische Arbeit von privaten Trä­
gern und Organisationen nach­
haltig und unbürokratisch geför­
dert werden.

Stufenplan

Neben der „sozialen“ Seite 
der Friedenssicherungspolitik 
sind die Bemühungen um den 
Abbau m ilitärischer Konfronta­
tion zu verstärken. Die Waffen­
lieferungen ein iger Länder in 
die Dritte Welt widersprechen 
diesem Ziel. Auch die Bundes­
republik hat alles zu unterlas­
sen, was d irekt oder indirekt zu 
einer M ilitarisierung der Dritten

Welt beitragen kann. Die im 
Zuge der angestrebten Abrü­
stung freiwerdenden Mittel sind 
für die Stärkung der Nord-Süd- 
Friedenspolitik einzusetzen.

Die Bundesregierung muß 
stärker als bisher ihre po liti­
schen Überzeugungen (z. B. Ver­
urteilung des Apartheidregimes) 
durch ihre wirtschaftliche Kraft 
zum Tragen bringen. Die inter­
nationale G laubwürdigkeit würde 
auch dadurch gefestigt werden, 
daß die relativ wohlhabende 
Bundesrepublik sich deutlich 
dem 0,7% -Z iel nähern würde. 
Deshalb w ird im Memorandum 
ein Stufenplan zur Erreichung 
dieses Ziels gefordert. Dieser 
Stufenplan soll die Aufbringung 
der Mittel aus öffentlichen Haus­
halten — auch denen der Bun­
desländer —, aus steigenden 
Anteilen am ERP-Sondervermö- 
gen, zweckgebundenen Abga-

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs:

Dr. phil. Uwe Holtz, 33, 
SPD-MdB, ist seit 1974 
Vorsitzender des Aus­
schusses für w irtschaft­
liche Zusammenarbeit.

Dr. jur. Heinz Günther 
Hüsch, 48, CDU-MdB, war 
bis zu seiner Wahl in den 
Bundestag Vorsitzender 
des Wirtschaftsausschus­
ses der CDU.

Dr. Dietrich Kebschull, 37, 
ist Leiter der Abteilung  
Entw icklungspolitik des 
HWWA-Institut fü r Wirt­
schaftsforschung-Hamburg 
und Vorsitzender des Wis­
senschaftlichen Beirats 
beim Bundesministerium  
für wirtschaftliche Zusam­
menarbeit.

ben und aus der Aufnahme vor 
Kapitalmarktm itteln regeln.

Das Parlament muß seiner 
seits unter Beweis stellen, daf 
es der Nord-Süd-Politik einer 
höheren Stellenwert als bishe 
einräumt. Die relativ unverbind 
liehe entwicklungspolitische Kon 
zeption der Bundesregierung 
sollte auf eine festere, kontrol 
lierbarere und einklagbarer* 
Basis gestellt werden. Deshall 
w ird die Verabschiedung eines 
„Gesetzes zur Zusammenarbei 
mit Entwicklungsländern“ emp 
fohlen, in dem Grundlagen 
Ziele und Instrumente der Ent 
w icklungspolitik verankert wer 
den.

Neue Weltwirtschaftspolitik

Für Sozialdemokraten enthäl 
das von den Entwicklungslän 
dem aufgestellte integriert! 
Rohstoffprogramm berechtigt! 
Forderungen, die sich weitge 
hend marktgerecht ausgestaltei 
lassen. Dennoch w ird man be 
der Errichtung einer leistungs 
fähigen und gerechten Weltw irt 
schaftsordnung nicht auf ge 
mischtwirtschaftliche Instru 
mente verzichten können („so 
viel Wettbewerb wie möglich 
soviel Planung wie nötig “ ).

Die Sozialdemokraten fordern

□  eine beschleunigte und viel 
seitige Industrialisierung de 
Entwicklungsländer,

G  Erleichterung des Zugang: 
zu technologischem Wissen,

□  Öffnung der Absatz- und Ka 
pitalmärkte in den Industrielän 
dern für Entwicklungsländer,

□  Ausbau des Handels zwi 
sehen und Aufbau von Binnen 
markten in den Entwicklungs 
ländern,

G  Abbau von Ungerechtigkei 
ten im internationalen Trans 
port- und Versicherungswesen

G  Liquidierung von Import- um 
Exportkartellen,

G  eine weltweite Stabilisieruni 
der Exporterlöse,
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□  Beseitigung der vielfältigen 
Handelshemmnisse,

□  einen zügigen Ausbau der 
Zollvergünstigungen der EG ge­
genüber den Entwicklungslän­
dern,

□  privatwirtschaftliche Aktivitä­
ten in den Entwicklungsländern 
in der Form partnerschaftlicher 
Zusammenarbeit,

□  Kontrolle und Steuerung mul­
tinationaler Unternehmen durch 
internationale Vereinbarungen.

Darüber hinaus schlägt das 
Memorandum ein umfassendes 
Aufbauprogramm für die Dritte 
Welt (eine A rt „M arshall-P lan“ ) 
und ein Ergänzungsprogramm 
vor, das — von Bund und Län­
dern über Haushalts- und Kapi­
talmarktm ittel finanziert — den 
Entwicklungsländern zusätzliche 
Kredite zur Verfügung ste llt und

gleichzeitig die Auftrags- und 
Beschäftigungslage insbeson­
dere der deutschen Investitions­
güterindustrie verbessert.

Politische Aufgaben

Die angestrebte Veränderung 
der internationalen Arbeitstei­
lung w irk t auf die Wirtschafts­
struktur unseres Landes zurück; 
in einigen Branchen wird der 
notwendige Strukturwandel An­
passungsprobleme mit sich brin­
gen, bei deren Bewältigung die 
Gewerkschaften frühzeitig her­
anzuziehen sind. Unerläßlich ist 
eine vorausschauende Struktur­
politik, die die Umstellungen auf 
zukunftssichere Arbeitsplätze, 
Produkte und Dienstleistungen 
fördert.

Die Nord-Süd-Politik ist zu 
einer wichtigen Klammer der 
sozialliberalen Koalition gewor­

den. Regierung, Parlament, Par­
teien und gesellschaftliche 
Gruppen, die zusätzliche Mittel 
fü r die Dritte Welt mobilisieren, 
müssen unsere Öffentlichkeit 
verstärkt auf die Folgen der 
wirtschaftlichen und sozialen 
Détente des Nord-Süd-Konflikts 
im Inland vorbereiten. Das Me­
morandum zur Nord-Süd-Politik 
w ill Grundpositionen für die 
Strategie des nächsten Entwick­
lungsjahrzehnts entwerfen. Die 
Bundesregierung sollte die Par­
teimeinung und die Unterstüt­
zung der Öffentlichkeit für einen 
mutigen Sprung nach vorn nut­
zen: mehr Solidarität, ein kon­
sequenter Kampf gegen die Un­
terentwicklung und Abhängig­
keit, eine intensivere und stär­
ker sozial orientierte Entwick­
lungszusammenarbeit sowie der 
Aufbau einer leistungsfähigen 
und gerechten Weltwirtschafts­
ordnung.

Heinz Günther Hüsch

Anlaß zur Diskussion — mehr aber auch nicht

Die Polarisierung in der deut­
schen Politik hat ein Maß er­

reicht, das kaum noch ausge­
weitet werden kann. Sicher: Die 
Umgangsformen der parlamen­
tarisch-politischen Auseinander­
setzung halten sich im verfas­
sungsrechtlichen und sieht man 
von einzelnen Entgleisungen ab 
-  auch im ethisch vertretbaren 
Rahmen. Bonn ist eben nicht 
Weimar. Dennoch gibt die Ent­
wicklung zur größten Besorgnis 
Anlaß. Sie führt dazu, daß ord­
nungspolitische Vorstellungen 
kaum noch durchgesetzt werden 
können, weil das taktische Kal­
kül der Dauerwahlkämpfe in Ge­

meinden, Ländern und Bund zur 
Festlegung von Tagespositionen 
führt. Man verhält sich so, als 
ginge es um ein „Linsengericht“ 
und nicht um das Erbe für kom­
mende Generationen.

Die Polarisierung erstreckt 
sich auch auf ein Gebiet, auf 
dem Gemeinsamkeit Vorausset­
zung für Erfolg und Nutzen 
wäre: die wirtschaftliche Zusam­
menarbeit mit den Ländern der 
Dritten und Vierten Welt, die 
immer noch mit einem Anflug 
von Überheblichkeit als „Ent­
w icklungspolitik“ bezeichnet 
wird. Die Sicherung des Frie­

dens, die Stärkung der sozialen 
Gerechtigkeit im Verhältnis der 
Länder zueinander und zugun­
sten eines jeden einzelnen, aber 
auch der wirtschaftliche Nutzen, 
der aus wirtschaftlicher Zusam­
menarbeit dem eigenen Land 
erwachsen kann, sind Zielvor­
stellungen, die alle Bonner par­
lamentarischen Parteien verei­
nen. Das Memorandum zur 
Nord-Süd-Politik, das Sozial­
demokraten am 2.8.1977 vor­
gelegt haben, belegt diese Fest­
stellung. Die Wege dahin blei­
ben jedoch nicht nur strittig. Es 
zeichnet sich vielmehr ab, daß 
sich das politische und parla­
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mentarische Ringen um Form 
und Richtung, aber auch um In­
halt der Schritte auf diesem 
Weg verschärfen wird. Die un­
glückliche Reise der Ministerin 
für wirtschaftliche Zusammen­
arbeit, Erklärungen des Bundes­
geschäftsführers der SPD zu 
den Freiheitsbewegungen im 
südlichen Afrika und manche 
nach wie vor ungebrochene 
Schwarmgeisterei der Epple- 
rischen Ministerzeit beweisen 
dies ebenso wie die Stimmen, 
die z. B. auf die weltpolitische 
Bedeutung der Vorgänge in 
Südafrika und in nichtkommu­
nistischen Staaten Asiens hin- 
weisen. Deshalb ste llt sich als 
erstes die Frage, ob das Memo­
randum der Sozialdemokraten 
Bindig u. a. ein Beitrag zum Auf­
bau notwendiger Gemeinsam­
keit oder Munition fü r das wei­
tere Abrücken der ohnehin be­
dauerlich polarisierten Kräfte 
ist.

Taktisches Kalkül

Immerhin ist es zu begrüßen, 
daß ein Memorandum überhaupt 
zustande kam. Die Verfasser 
haben verspürt, daß der SPD 
eine programmatische und des­
halb fü r jedermann zitierbare 
Aussage ihrer politischen Posi­
tion im Nord-Süd-Verhältnis 
fehlt. Daran konnte auch die Re­
gierungspolitik m it den notge­
drungen starren administrativen 
Konturen ebensowenig etwas 
ändern wie die eilends zusam­
mengetragenen und inzwischen 
überholten Gymnicher Thesen. 
Bei der inneren Nähe der ver­
fassenden Sozialdemokraten zu 
dem links angesiedelten Teil 
der FDP-Fraktion w ird man da­
von ausgehen können, daß das 
Memorandum zudem weitge­
hend wiedergibt, was Freidemo­
kraten, die auf dem Gebiet der 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
arbeiten, denken. Insgesamt er­
fü llt der 50-Punkte-Katalog den­
noch nicht die Erwartungen. Ge­
genüber der entw icklungspoliti­

schen Konzeption der CDU, die 
nach sorgfältiger Vorarbeit zu­
stande kam und im Rahmen der 
Mannheimer Erklärung der CDU 
1976 als verbindlich erklärt 
wurde, fä llt das Memorandum 
deutlich ab. Den Verfassern ist 
der Anschluß an die politische 
Diskussion nicht gelungen. Es 
bleibt zwar positiv, daß sie be­
müht waren, Fraktionskollegen 
und M itglieder der eigenen Par­
tei zur einschlägigen Diskussion 
anzuregen. Wer die Urheber 
persönlich kennt, wird ihnen 
den Respekt vor ihrem persön­
lichen Engagement und der Auf­
richtigkeit der politischen Ab­
sicht nicht verweigern können. 
Andererseits aber kann das Pa­
pier nicht ohne taktisches Kalkül 
entstanden sein. Denn auf den 
SPD-Parteitagen der letzten 
Jahre hatten sich linke Kräfte 
dem Problem der Dritten und 
Vierten Welt aufgeschlossen ge­
zeigt und waren weitgehend 
tonangebend geworden. Nach 
dem Scheitern der illusionsbela­
denen Theoretiker an dem Rea­
litätssinn breiter Funktionärs­
schichten in der SPD, die z. B. 
aus der täglichen Betriebsrats­
arbeit wissen, was geht und was 
nicht, schien sich ihnen die un­
getrübt wiederholte Forderung 
nach Systemveränderung beson­
ders gut an der Armut und der 
Ungerechtigkeit in Ländern der 
Dritten und Vierten Welt zu illu ­
strieren. Den Verfassern des 
Memorandums, im Parlament 
für die SPD federführend, stand 
sozusagen das Wasser am 
Halse, die geistig-politische Füh­
rung in ihrer eigenen Partei zu 
behaupten.

Worte und Taten

Die Zeichen fü r einen Erfolg 
des Memorandums stehen aller­
dings nicht gut. Schon hat 
Finanzminister Apel materiell 
abgewunken. Es ist eben doch 
einfacher, eine Forderung zu 
formulieren, als sie durch Zah­
lungen aus dem Bundeshaushalt 
zu belegen. Deshalb müssen

sich die Sozialdemokraten auch 
fragen lassen, m it welcher mo­
ralischen Berechtigung sie die 
Forderung nach Entwicklungs­
hilfe in Höhe von 0 ,7%  des 
Bruttosozialproduktes wiederho­
len, wenn sie in den Haushalts­
beratungen wenige Wochen zu­
vor zwar Ankündigungen mach­
ten, jedoch Anträge — und sei 
es nur als Gruppe — nicht stell­
ten. Ebensowenig war ein w irk­
samer Protest gegen die m ittel­
fristige Finanzplanung der Bun­
desregierung hörbar, obwohl ein 
Absinken des Anteiles der 
Entwicklungshilfe vorausgesagt 
wurde. Die Ankündigung auf 
dem Wiesbadener Kongreß, die 
Entwicklungshilfe im Haushalt 
1978 zu erhöhen, bedarf zu­
nächst der Belegung und des 
Beweises, daß es sich nicht nur 
um einen auf den Parteikongreß 
verlegten Schaumschlag han­
delt. Was als programmatische 
Stärke erscheint, ist zugleich 
Schwäche. Als in der Regierung 
maßgebliche Partei kann es sich 
die SPD nur schwer leisten, ge­
wichtige Memoranden zu verab­
schieden, wenn sie die Leit­
linien nicht sofort in die Tat um­
zusetzen sucht. Das Recht, auf 
eine spätere Zukunft hin zu ver­
sprechen, hat wohl nur die Op­
position bis zu dem Tag, an 
dem sie die Regierung über­
nimmt. So verdienstvoll deshalb 
die Belebung der Diskussion in­
nerhalb der SPD — wenn auch 
mit zweijährigem Verzug zur 
CDU — ist, so folgenschwer 
kann der mit großem publizisti­
schem Aufwand und versuchter 
internationaler Unterstützung 
unternommene Schritt dann 
werden, wenn die Taten hinter 
den Worten Zurückbleiben. Ent­
täuschte Freunde werden 
schnell zu Feinden. Um ihrer 
gesamten Politik w illen verträgt 
die deutsche Politik das An­
wachsen der Zahl ihrer Gegner 
nicht. Die Verfasser haben da­
her m it der Veröffentlichung 
ihres Memorandums ein hohes 
Maß an Verantwortung dafür 
übernommen, daß zumindest
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die materiellen Zusagen an die 
Dritte und Vierte Welt durch 
Handeln belegt werden.

Unausgewogene Konzeption

Kann die Aktivität der Abge­
ordneten Bindig und Kollegen 
wegen ihrer Anstoßwirkung als 
positiv angesehen werden, so 
ergeben sich gegen das, was 
im Memorandum verfolgt wird, 
schwerwiegende Bedenken.

Ganz im Widerspruch zu den 
entwicklungspolitischen Leit­
linien der CDU, deren Sprache 
klar und deren Inhalt unmißver­
ständlich ist, bedient sich das 
Memorandum einer Sprache, die 
gelegentlich grammatisch unzu­
länglich und in ihrem Ausdruck 
nicht eindeutig ist. Die Formu­
lierungen sind teilweise w ider­
sprüchlich. In der Konzeption 
w irkt das Memorandum unaus­
gewogen. Die Verfasser gelten 
im parlamentarischen Bereich 
als Experten ihrer Partei. Man 
hätte deshalb erwarten dürfen, 
daß sie aufgrund ihres Wissens­
und Informationsvorsprunges 
präzis analysiert und begründet 
hätten, daß sie in der Lage sind, 
den Stellenwert der w irtschaft­
lichen Zusammenarbeit in den 
Rahmen der Gesamtpolitik ein­
zuordnen. Hier zeigen sich ent­
scheidende Mängel. Das Ver­
hältnis zur Europapolitik läßt 
sich — wenn überhaupt — dann 
nur aus Beiworten und zwischen 
den Zeilen herauslesen. Der Be­
zug zur Außenpolitik ist verküm­
mert. Die bekannte Befürwor­
tung der Ostpolitik und das mit 
ihr einhergehende Nachlassen 
in der Wachsamkeit erklärt, war­
um die Zuordnung der Nord- 
Süd-Politik in das Spannungs­
dreieck: Freiheit — marxistischer 
Sozialismus und russische Ex­
pansion — Dritte und Vierte 
Welt, nicht dargestellt w ird.

Nun liegt die Schwäche des 
Memorandums gerade darin, 
daß dort, wo die Umsetzbarkeit 
theoretischer Forderungen in

die Praxis notwendig wird, die 
Entfernung zur Realität wächst. 
Dies beginnt m it der Rolle, die 
den Vereinten Nationen zuge­
dacht ist. Die Annahme, die 
Weltorganisation sei zu einem 
„gerechten Interessenausgleich“ 
in der Lage, wird durch keinen 
Vorgang der letzten Jahre be­
legt. Im Gegenteil: nicht das 
Recht und die in der Charta der 
Vereinten Nationen niedergeleg­
ten Prinzipien bestimmen deren 
Beschlüsse, sondern die jewei­
lige politische Nützlichkeit. An­
gesichts von Vetorechten, von 
Block- und Fraktionsbildungen 
ist mit Einsicht und deshalb 
Ausgleich nicht zu rechnen. 
Ganz abgesehen von der Tat­
sache, daß den Vereinten Na­
tionen auch jedes Instrumenta­
rium fehlt, einen Ausgleich ggf. 
gegen Mehrheiten oder macht­
volle Minderheiten durchzuset­
zen. Die Hoffnung des Memo­
randums -  Ziff. 8 — hätte nur 
dann Sinn, wenn den Vereinten 
Nationen Souveränität übertra­
gen werden sollte. Die Verfasser 
haben sich zu einem entspre­
chenden Vorschlag nicht durch­
gerungen.

Fehlende Inhaltsbestimmung

Das Memorandum plädiert für 
eine „tiefgreifende Neuordnung 
der W eltw irtschaft“ , ohne die 
sich die Lage der Menschen in 
der Dritten Welt nicht nachhaltig 
verbessern könne. Was unter 
Neuordnung zu verstehen ist, 
bleibt unerwähnt. Bemerkens­
werterweise ist in der begleiten­
den Pressemitteilung gar nicht 
von der „tiefgreifenden Neuord­
nung“ die Rede, sondern ledig­
lich von der Beseitigung der 
Mängel der (alten) Ordnung. 
Wenn es nur um Mängelbeseiti­
gung geht, bedarf es keiner 
„tiefgreifenden Neuordnung“ . 
Für die Forderung, anstelle der 
alten Ordnung eine „le istungs­
fähige und gerechte W eltw irt­
schaftsordnung“ zu setzen, fehlt 
es an jeder Inhaltsbestimmung. 
Die alte Ordnung wird kurzer­

hand als „Arbeitsteilung“ defi­
niert, die folglich überwunden 
werden müsse. Das hindert die 
Verfasser nicht, an andererste lle  
die Arbeitsteilung zwischen In­
dustrieländern und den Entwick­
lungsländern vorzuschlagen. Es 
fragt sich: nur sprachliche Un­
sauberkeit oder Schwäche in 
der Sache?

Unsauber form uliert ist die 
These Ziff. 5, derzufolge „men­
schenwürdige Lebensbedingun­
gen Vorrang vor abstrakten 
Wachstumsraten“ haben sollen. 
Hier werden qualitative Merk­
male mit quantitativen vermengt. 
Es fehlt an der Darstellung sol­
cher Kriterien, durch die „men­
schenwürdige Lebensbedingun­
gen“ im Sinne des Memoran­
dums bestimmt werden. Die Ab­
sicht der Verfasser ist es wohl, 
vor einer Überbetonung des 
Wachstums und vor der Wachs­
tumsgläubigkeit zu warnen. 
Dann sollte man es auch so aus- 
drücken und nicht in die Kampf­
sprache von Theoretikern ver­
fallen.

„Weltweite europäische Zu­
sammenarbeit“ mit den Entwick­
lungsländern ist ebenso unprä­
zis formuliert. Was meint man? 
Europäisch oder weltweit, oder 
geht es darum, daß die Euro­
päer weltweit Zusammenarbeiten 
sollen? Und wie sähe dies aus? 
Allein die programmatische For­
derung besagt nichts über den 
Inhalt. Erst in Kenntnis des ge­
dachten Inhaltes läßt sich Wert 
und Unwert der Forderungen 
beurteilen.

An anderer Stelle heißt es, 
daß die Politik zu einer „gerech­
teren Verteilung von Wohlstand, 
Wissen und Macht“ beitragen 
soll. Läßt sich Wissen in diesem 
Sinne verteilen? Ebensowenig 
läßt sich der Wohlstand auf das 
Problem der Verteilung reduzie­
ren. Macht ist keineswegs nur 
die Frage des beeinflußbaren 
Hin- und Herschiebens von Po­
sitionen und Kräften.
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Klassenkampfjargon

Man wäre geneigt, diese und 
andere Formulierungen als Nach­
lässigkeiten zu werten. Es wäre 
ein Trugschluß. Die Ungenauig­
keit signalisiert den Standort 
der Verfasser. Sie offenbaren 
mit den verwendeten Begriffen 
zugleich Vorstellungen, Wertein­
ordnungen und Absichten, die 
sich vielfach der Rationalität und 
der Logik entziehen. Man muß 
dies sehen, um die wahren Ab­
sichten zu erkennen. Entschei­
dend für die Verfasser und so­
zusagen der rote Faden in ihrer 
Absicht ist das Bestreben, So­
zialismus zu vertreten und aus­
zubreiten. Man bedient sich dazu 
der versteckten Diffamierung 
ebenso wie der Wiederholung 
alter Klischees. Die Forderung, 
daß sich Unternehmen der Indu­
strieländer auf ein neues Selbst­
verständnis der Entwicklungs­
länder umstellen müßten und 
daß privatwirtschaftliche Aktivitä­
ten in den Entwicklungsländern 
nur noch in Form partnerschaft­
licher Zusammenarbeit Zukunft 
hätten, beinhaltet die unter­
schwellige Unterstellung, dies 
sei bisher nicht der Fall. Zahl­
reiche Beispiele beweisen Ge­
genteiliges. Das peinliche Selbst­
lob, die SPD trete seit 100 Jah­
ren für die Rechte der „arbeiten­
den Menschen“ ein, ist Klassen­
kampfjargon. Man könnte dar­
über hinweggehen mit dem Hin­
weis, daß es bei vielen Proble­
men der Dritten und Vierten Welt 
gar nicht um die „arbeitenden“ , 
sondern um die „arbeitslosen 
Menschen“ geht und daß sich 
somit die SPD aufgrund Selbst­
darstellung nicht als deren Spre­
cher aufführen könne. Es muß 
die Frage erlaubt sein, ob die 
„G leichheit“ tatsächlich das alles 
entscheidende Gewicht hat. 
Würde man nicht auch eine 
begrenzte Ungleichentwicklung 
vorübergehend in Kauf nehmen 
können und müssen, wenn nur 
so die Ausweitung des allge­
meinen Wohlstandes erreicht 
werden kann? Die Motivation

der Menschen zu mehr Leistung 
und größerem Fleiß allein durch 
staatlichen Zwang scheitert, wie 
die sozialistischen Wirtschafts­
systeme Tag für Tag klarlegen. 
Demgegenüber ist der Lohn für 
Leistung Auslösung wachsenden 
Wohlstandes. Belohnte Leistung 
führt aber von sozialistischer 
Gleichheit weg, die sich nur im 
System des geistigen Zwanges 
und der materiellen allgemeinen 
Armut erreichen ließe. Soziali­
sten vermögen dies nur selten 
einzusehen. Die Verfasser tun es 
auch nicht.

Politische Mängel

CDU und CSU haben die so­
ziale Marktwirtschaft als Leitmo­
tiv für Wirtschafts- und Gesell­
schaftsordnungen auch anderer 
Länder herausgestellt. Damit ist 
keine schematische Übertragung 
des Systems der Bundesrepublik 
gefordert. Wohl aber die Entwick­
lung ordnungspolitischer Z iel­
vorgaben in jenen Ländern, in 
denen koloniale Unterdrückung 
nicht als — alleinige — Ursache 
der Armut definiert werden kann. 
Gegenüber den motivierenden 
Kräften des Wettbewerbs, der 
Leistung und des Nutzens, der 
aus beidem entsteht, und gegen­
über der sozialen Verpflichtung, 
die der Gesamtheit wie auch 
dem einzelnen obliegt, g ib t es 
kein System, das erfolgreicher 
war oder sein könnte als die so­
ziale Marktwirtschaft. Die Mei­
nung der Verfasser, Ordnungs­
vorstellungen dürften schlechter­
dings nicht übertragen werden, 
stellen auf der einen Seite den 
Verzicht auf Gestaltung gesell­
schaftspolitischer Verhältnisse im 
Sinne der freien und sozialver­
pflichtenden Ordnung dar. Zum 
anderen tr itt aus ihr der neu 
belebte Vorbehalt gegen die 
soziale Marktwirtschaft zutage. 
Der im Memorandum inhaltlich 
geforderte Verzicht auf jedwede 
ordnungspolitische Einwirkung 
verschließt die Augen davor, daß 
der Weltkommunismus und seine

Schattierungen längst erreicht 
haben oder im großen Maße im 
Begriff stehen, an die Stelle der 
Freiheit Systeme zu setzen, in 
denen weder die persönliche 
Freiheit noch die materiellen 
Elemente zur Behauptung der 
Freiheit Raum haben. Es reich! 
dann auch nicht aus, die Bevor­
zugung derjenigen Länder zu 
postulieren, deren innerstaatliche 
Strukturen den sozialistisch-so­
zialdemokratischen Vorstellun­
gen nahekommen. Es wird den 
Verfassern schwerfallen, den 
Nachweis geeigneter, demokra­
tischer, pluraler und sozialer An­
wendungsgebiete zu erbringen.

Die Herrschaft einer sozialisti­
schen Einheitspartei, wie in vie­
len befreundeten sozialistischer 
Ländern, ist nun w irklich kein 
geeigneter Anhaltspunkt für so­
ziale Demokratie. Abgesehen 
davon, daß es an jedem ausfüll- 
baren Kriterium fehlt, verfällt 
das Memorandum in eine be­
denkliche politische Parteilichkeil 
dort, wo Liberalität und ent­
schlossenes Eintreten für die 
unverzichtbaren Werte des Men­
schen und seiner Grundrechte 
geboten sind. Die hohen, wenn 
auch keineswegs ausreichender 
materiellen Beiträge, die unsei 
Land im Nord-Süd-Verhältnis er­
bringt, berechtigen uns auch zui 
kämpferischen und betonten Ver­
tretung der Werte, von dener 
w ir annehmen, daß sie derr 
Menschen mit seiner Geburi 
beigegeben sind, und von dener 
w ir andererseits auch wissen 
daß sie die Grundlage menschen­
würdiger Verhältnisse sind. Das 
Schweigen des Memorandums 
dazu und die Akzentuierung aul 
andere, daran gemessen zweit­
rangige Techniken kennzeichnen 
die politische Mangelhaftigkeil 
des Memorandums. Es mag zui 
Diskussion anregen, trägt je­
doch nicht dazu bei, notwendige 
außenpolitische Gemeinsamkeil 
zu schaffen, und es bereite! 
auch keine Lösung offener Sach­
la g e n  vor.
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Dietrich Kebschull

Keine Hilfe für die praktische Politik

Die jüngsten Auseinanderset­
zungen um die deutsche 

Entwicklungspolitik im südlichen 
Afrika unterstreichen einmal 
mehr, welche immensen Schwie­
rigkeiten die Bundesrepublik mit 
dieser Politik intern und im Ver­
hältnis zu den Ländern der Drit­
ten Welt hat. Das 1957 gegrün­
dete Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(BMZ) ist nach wie vor auf der 
Suche nach einer allgemein ak­
zeptablen Strategie und Konzep­
tion, die sowohl die Interessen 
der Entwicklungsländer als auch 
die vielfältigen und wechseln­
den wirtschaftlichen, außenpoliti­
schen, sozialen und humanitä­
ren Zielvorstellungen in der 
Bundesrepublik unter einen Hut 
bringen.

Viele Konzeptionsversuche

Die bisher umfassendste 
Konzeption stammt von Erhard 
Eppler. Was er jedoch als Leit­
faden für Administration und 
Praktiker gedacht hatte, wurde 
unter dem Druck interner
Schwierigkeiten zunehmend ver­
wässert. Verbindliche quantita­
tive und zeitliche Zusagen ver­
schwanden bei den Fortschrei­
bungen mehr und mehr. Das Er­
gebnis ist ein m it Leerformeln 
überladenes Kompromißpapier, 
das für eine effiziente Politik 
keine brauchbare Grundlage
bietet. Praktiker können aus
dieser „Konzeption“ keine Richt­
linien für ihr Handeln entneh­
men.

Daran ändert auch die Tat­
sache nichts, daß die von der 
Opposition vorgelegten Leit­
linien zur Entwicklungspolitik, 
die heute ebenfalls als „Kon­

zeption“ bezeichnet werden wol­
len, in wesentlichen Punkten mit 
dem Eppler-Papler übereinstim­
men.

Auch der große Wurf Egon 
Bahrs, die deutsche Entwick­
lungspolitik mit Hilfe seiner 
25 Gymnicher Thesen auf festen 
Boden zu stellen, ging ins Leere. 
Zwar erreichte er die Zustim­
mung aller Ressorts, doch die 
Resonanz in Form gemeinsamer 
Zielvorstellungen und eines ein­
heitlichen Vorgehens blieb aus.

Statt dessen konstatiert die 
Öffentlichkeit ein ständiges Hick- 
hack über die Rolle des BMZ, 
seine Kompetenzen und seine 
Leitung. Der offensichtliche Ein­
fluß der Außenpolitik, des W irt­
schaftsministers, des Finanzres­
sorts und vieler anderer zeigt, 
daß sich viele Köche für die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
zuständig fühlen, was dem Brei 
erfahrungsgemäß nicht gut tut. 
In dieser Situation erweckt das 
Memorandum der zehn „entwick­
lungspolitisch besonders enga­
gierten“ SPD-Parlamentarier zur 
Entwicklungspolitik verständli­
cherweise reges Interesse. Denn 
schon die Autorennamen lassen 
vermuten, daß sein Inhalt nicht 
nur das entwicklungspolltische 
Forum und den kommenden 
Parteitag der SPD beleben soll, 
sondern daß hier die Grundlage 
der längst fälligen Neukonzep­
tion präsentiert wird. Daß die 
Zeit dafür reif ist, zeigen auch 
die FDP-Inltiativen auf diesem 
Gebiet.

Unklarer Ausgangspunkt

Die SPD-Abgeordneten nen­
nen ihr Papier „Memorandum“ ,

was der Duden als „Bemerkens­
wertes“ definiert. Das aber, was 
sie in 50 Punkten zusammen­
gestellt haben, wird diesem ho­
hen Anspruch — zumindest im 
positiven Sinne — nicht gerecht.

Der Hauptnachteil des Papiers 
besteht darin, daß es völlig auf 
die Situationsanalyse in der Bun­
desrepublik und in den Entwick­
lungsländern verzichtet, um dar­
aus überzeugend und konse­
quent einleuchtende Maßnah­
men abzuleiten. Bevor neue Vor­
schläge gemacht werden, müßte 
vor allem die Kernfrage der Ent­
wicklungspolitik — warum sie 
überhaupt betrieben wird — be­
antwortet werden. Man sollte 
sich davor hüten, die Existenz 
eines Ministeriums allein schon 
als hinreichende Begründung 
anzusehen und die vielen Dis­
krepanzen mit anderen Ministe­
rien zu übersehen.

Ein klärendes Wort darüber, 
ob die deutsche Entwicklungs­
politik sich z. B. durch ihre lang­
fristige Ausrichtung von Außen- 
und Wirtschaftspolitik unter­
scheiden soll, fehlt in dem Me­
morandum ebenso wie eine Prä­
zisierung der eigenen Interessen­
lage. Die Forderung nach Soli­
darität m it den Menschen der 
Dritten Welt und nach Verant­
wortungsbewußtsein macht we­
der Motivation noch Zielsetzun­
gen deutlich. Sie entspricht in 
ihrer Diktion der unverbindlichen 
und durch Lippenbekenntnisse 
geprägten entwicklungspollti­
schen Diskussion der letzten 
zwanzig Jahre. Außerdem ist sie 
weder besonders originell noch 
spezifisch sozialdemokratisch. 
Denn den Gemeinplatz „Solida­
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ritä t“ nehmen — wie z. B. der 
Titel des entwicklungspolitischen 
Kongresses der CDU im Jahre 
1975 zeigt — auch andere schon 
lange für sich in Anspruch, ohne 
daß damit große Änderungen auf 
die Politik ausgingen.

Es ist eine Binsenweisheit, 
daß eine Politik, die auf die 
Dauer erfolgreich sein will, von 
der Bevölkerung mitgetragen 
werden muß. Dies ist nur dann 
der Fall, wenn sie die Interessen 
dieser Bevölkerung vertritt. Hier 
aber liegt die eigentliche Crux in 
der gesamten Politik der w irt­
schaftlichen Zusammenarbeit. Bis 
heute werden die eigenen In­
teressen — um sich nicht dem 
Vorwurf des Neokolonialismus 
von seiten der Dritten Welt aus­
zusetzen — nur verschämt ge­
nannt.

Der Hinweis auf die Sicherung 
von Arbeitsplätzen in der Bun­
desrepublik aufgrund der Bezie­
hungen zu den Entwicklungslän­
dern ist allein wenig befriedi­
gend. Denn erstens bestehen 
diese Arbeitsplätze eher auf­
grund langfristiger traditioneller 
Außenhandelskontakte als we­
gen entwicklungspolitischer Maß­
nahmen; und zweitens verliert 
dieses Argument erheblich an 
Zugkraft, wenn gleichzeitig 
allenthalben die Furcht vor 
wachsender Arbeitslosigkeit in­
folge vermehrter Konkurrenz 
der Entwicklungsländer geschürt

wird. Wen kann es da wundern, 
daß die deutsche Bevölkerung 
das Ministerium fü r w irtschaft­
liche Zusammenarbeit am ehe­
sten fü r überflüssig hält?

Statt sich auf schwache Argu­
mente zu stützen oder sich hin­
ter vagen Begriffen wie z. B. So­
lidarität und Friedenspolitik zu 
verschanzen, sollte sich die Ent­
w icklungspolitik endlich zu ihren 
tatsächlich vorhandenen Elgen- 
Interessen bekennen. Dazu ge­
hören neben der Rohstoffsiche­
rung und strukturpolitischen Zie­
len eindeutig auch außenpoli­
tische Vorstellungen. Wenn Ent­
w icklungspolitik w irklich ein in­
tegraler Bestandteil der Gesamt­
politik sein will, muß sie diese 
Ziele definieren und vertreten. 
Mit leeren Schlagworten von — 
wie auch immer verstandener — 
Solidarität und Friedenspolitik 
läßt sich die breite Bevölkerung 
nicht fü r die Entwicklungspolitik 
mobilisieren. In der Dritten Welt 
stößt der Verzicht auf die Nen­
nung eigener Interessen ohne­
hin auf Verständnislosigkeit und 
Mißtrauen.

Fehlende Kriterien

Ebenso unklar wie die deut­
sche sozialdemokratische Posi­
tion fä llt im Memorandum die 
Analyse der Entwicklungsländer 
aus. Konstatiert wird zwar ein 
„neues Selbstverständnis“ , doch 
fehlt dazu jede Erläuterung.

Auch die Kriterien für die Aus 
wähl von Ländern, in denen siel 
die Entwicklungspolitik engagie 
ren soll, bleiben im Dunkeln. D< 
heißt es „A lle  Anstrengungen .. 
müssen scheitern, wenn dii 
Ober- und Mittelschichten de 
armen Länder den ständig stei 
genden Konsumstandard der rei 
chen Länder nachzuahmen ver 
suchen“ (Ziffer 13 )1). Sozial 
demokraten wollen deshalb „be 
vorzugt“ mit Regierungen um 
Kräften Zusammenarbeiten (Zil 
fer 14), die sich tatsächlich zu 
Verbesserung der Lebensbedir 
gungen der benachteiligten Be 
völkerungsschichten einsetzen.

Der Leser fragt sich hier un 
willkürlich, was im Einzelfall 
wohl unter den Mittelschichte 
zu verstehen ist, wie w eit di 
Nachahmung westlicher Konsurr 
gewohnheiten nach sozialdemc 
kratischer Ansicht gehen dai 
und wie etwa die nicht „bevoi 
zugte“ Zusammenarbeit ausse 
hen wird.

Das Papier schafft Verunsiche 
rung, wo es klären sollte. Würd 
man beispielsweise mit einer 
erdölexportierenden Land, des 
sen Öl man braucht, nicht z i 
sammenarbeiten, weil es sic 
den westlichen Konsummuster

1) Zitiert wurde aus dem Papier „Mem< 
randum zur Nord-Süd-Politik“, vorgelei 
am 2.8.1977 von den Sozialdemokrate 
Bindig, von Bothmer, Esters, Erler, Fock' 
Hofmann, Holtz, Lange, Schluckebie 
Schmude; hektografiert.
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nicht verschließt und die ärme­
ren Bevölkerungsgruppen nur 
begrenzt fördert? Solche Länder 
gibt es nun einmal in der Reali­
tät. Aber das Memorandum lie­
fert keine Anhaltspunkte für ihre 
Einordnung in ein entwicklungs­
politisches Konzept.

Klischeevorstellungen

Wenig erfreulich w irkt auch 
die unreflektierte Einbeziehung 
von Klischeevorstellungen. Ty­
pisch dafür ist der Satz „Men­
schenwürdige Lebensbedingun­
gen und Arbeitsplätze fü r die 
Masse der Bevölkerung haben 
. . . Vorrang vor abstrakten 
Wachstumsraten“ (Ziffer 5).

Abgesehen davon, daß es ab­
strakte Wachstumsraten nicht 
gibt, wird hier völlig überflüssi­
gerweise noch einmal die Kritik 
des Club of Rome aufgewärmt, 
die inzwischen längst Historie ist. 
Denn inzwischen hat es sich 
auch bei Nicht-Ökonomen her­
umgesprochen, daß die statt 
dessen angestrebte höhere Le­
bensqualität ebenfalls nicht ohne 
Wachstum (mit hohen Raten) 
möglich ist. Gerade eine Politik, 
die weltweit bessere Lebensbe­
dingungen sichern und Arbeits­
plätze schaffen möchte, kann 
auf Wachstum nicht verzichten. 
Andernfalls entzieht sie sich 
selbst den Boden.

Wenig abgesichert wirken auch 
die Hinweise auf die „Ungerech­
tigkeiten auf dem Gebiet des 
internationalen Transport- und 
Versicherungswesens“ (Ziffer 16) 
und „d ie  durch multinationale 
Konzerne verhängten Lieferver­
bote“ (Ziffer 18). Offensichtlich 
meinen die Verfasser, damit 
Punkte identifiziert zu haben, die 
den wirtschaftlichen und sozia­
len Fortschritt der Entwicklungs­
länder entscheidend behindern. 
Tatsächlich aber fehlen bis heute 
die Beweise, um dies mit einiger 
Bestimmtheit sagen zu können.

Die bei diesen Vorwürfen vor­
handene Präzision w ird bei den

eigenen Vorschlägen für künf­
tige Maßnahmen leider ängstlich 
vermieden. Besonders deutlich 
wird dies in Ziffer 21:

„Sozialdemokraten erkennen 
an, daß die Entwicklungsländer 
darauf angewiesen sind, die 
Kaufkraft ihrer Exporterlöse ge­
gen eine Entwertung durch stei­
gende Preise für ihre Importe 
aus den Industrieländern abzu­
sichern. Diese Forderung ist 
ebenso selbstverständlich wie 
der Anspruch der Arbeitnehmer 
auf Ausgleich von Preissteige­
rungen bei der Lohnpolitik. Zwi­
schen der EG und über 50 Län­
dern Afrikas, der Karibik und 
des Pazifiks wurde ein erster, 
zeitlich begrenzter Schritt in 
diese Richtung vereinbart. Eine 
weltweite Stabilisierung der ge­
samten Exporterlöse ist anzu­
streben. Die Bedingungen müs­
sen günstiger als die des Inter­
nationalen Währungsfonds (IWF) 
sein.“

Das klingt zunächst wie ein 
eindeutiges Votum für die von 
den Entwicklungsländern gefor­
derte Bindung von Rohstoffprei­
sen an die Industriegüterpreise 
(Indexierung), die von der Bun­
desregierung bisher mit über­
zeugenden Argumenten abge­
lehnt wird. Die Entwicklungs­
länder werden es zweifellos 
auch so verstehen. Die beiden 
Schlußsätze bringen dann aber 
offensichtlich eine Abschwä­
chung, ohne klarzumachen, was 
denn die zehn Abgeordneten 
nun wirklich vorschlagen.

Noch mehr Verunsicherung 
entsteht im Hinblick auf die Be­
kämpfung der wachsenden Ver­
schuldung der Dritten Welt. 
Denn was bedeutet die Erklä­
rung (Ziffer 35) „Die internatio­
nale Verschuldungslage der Ent­
wicklungsländer ist durch ge­
zielte Maßnahmen zu verbes­
sern“ ? Eine Leitlinie fü r das 
künftige Handeln sind solche 
Aussagen ganz bestimmt nicht.

Zusätzliche Zweifel an der 
Realitätsnähe des gesamten Pa­

piers sind nicht zu vermeiden, 
wenn man liest, daß sich ein 
gerechter Interessenausgleich 
zwischen Industrie- und Entwick­
lungsländern am besten inner­
halb der Vereinten Nationen er­
reichen läßt. Man muß nicht un­
bedingt zu den immer zahlrei­
cher werdenden Kritikern der 
UN-Maschinerie gehören, um 
diesen Optimismus im Hinblick 
auf die künftige Politik nicht zu 
teilen.

Hoffnung auf ein Gesetz

Vor diesem gesamten Hinter­
grund wirken deshalb die Schluß­
folgerungen, auch wenn man 
ihnen gerne zustimmen möchte, 
nicht zwingend und überzeu­
gend. Dies g ilt vor allem für

□  die soziale Orientierung der 
Entwicklungshilfe,

□  die stärkere Unterstützung 
besonders bedürftiger Länder,

□  die deutlichere Berücksich­
tigung der Deckung von Grund­
bedürfnissen,

□  die Steigerung der Entwick­
lungshilfeleistungen und

Q  die Verhandlungsbereitschaft 
bei der Realisierung des „Inte­
grierten Rohstoffprogramms“ .

Der wissenschaftliche Beirat 
beim BMZ hat bereits vor eini­
gen Monaten ähnliche Vor­
schläge gemacht. Er hat erläu­
tert, warum er sie für sinnvoll 
und angemessen hält. Im Memo­
randum der SPD-Abgeordneten 
fehlen derartige Begründungen.

Voll zu unterstützen ist des­
halb der Vorschlag, daß „Grund­
lagen, Ziele und Instrumente der 
Entwicklungspolitik . . .  in einem 
umfassenden .Gesetz zur Zu­
sammenarbeit m it Entwicklungs­
ländern' niederzulegen“ sind 
(Ziffer 44). Denn vor allem über 
Grundlagen und Ziele sollten 
sich Entwicklungspolitiker und 
entwicklungspolitisch Engagierte 
— wie das Memorandum zeigt — 
endlich einmal Klarheit verschaf­
fen.
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